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B VORWORT DES BEZIRKSTAGSPRASIDENTEN

Liebe Leserinnen und Leser,

wir Menschen werden immer dlter, das ist
sehr erfreulich und die Griinde dafiir sind
verschiedene. Entscheidend tragen dazu un-
ser hervorragendes Gesundheitssystem und
die guten Lebensumstdnde hierzulande bei.

Mit den Jahren steigt aber auch das Risiko,
schwer zu erkranken und pflegebediirftig zu
werden. Vor einem solchen Schicksalsschlag
sind natirlich auch die Jiingeren unter uns
nicht geschiitzt. Auch sie konnen, beispiels-
weise nach einem schweren Unfall, auf Pflege
angewiesen sein.

Jeder Mensch kann von heute auf morgen pflegebedirftig werden. In
einem solchen Fall stellen sich dann viele Fragen. Eine entscheidende:
Ist eine Pflege zu Hause moglich oder ist der Aufenthalt in einem
Pflegeheim unabwendbar?

Die meisten Menschen mochten ihren Lebensabend in den eigenen vier
Wanden verbringen. Einen unschatzbaren Beitrag, um diesen Wunsch zu
erfiillen, leisten hier die Angehdrigen, oftmals unterstiitzt von ambulanten
Pflegediensten. Kénnen die Kosten fiir die hausliche Pflege jedoch nicht
aus eigenem Einkommen oder Vermégen bezahlt werden, kann der Bezirk
Mittelfranken nach Priifung diese Finanzierungsliicke schlieBen. Dies gilt
auch fiir ambulant betreute Wohngemeinschaften.

Wird wegen der Art und Schwere der kérperlichen oder geistigen Er-
krankung, beispielsweise wegen einer Demenz, mehr Pflege nétig, als
Familienmitglieder zu Hause schaffen, kann der Umzug in ein Pflegeheim
durchaus sinnvoll sein. Denn bei aller Fiirsorge fiir einen lieben Menschen
hilft eine Uberforderung der Pflegenden am Ende niemandem. Eine stati-
ondre Pflegeeinrichtung ist dann eine verantwortungsvolle Wahl, um eine
bestmogliche Betreuung und Versorgung zu gewahrleisten. Mein Dank gilt



an dieser Stelle den Mitarbeitenden in den Einrichtungen, die sich tag-
téglich um das Wohlergehen der Bewohnerinnen und Bewohner in bester
Weise kiimmern.

Konnen die anfallenden Heimkosten nicht aus eigenen Mitteln gedeckt
werden, ist auch hier der Bezirk Mittelfranken der richtige Ansprech-
partner.

Da bei Pflegebediirftigkeit sowohl der Umzug in eine stationare Einrich-
tung als auch das Verbleiben im personlichen Umfeld finanzielle und
rechtliche Fragen aufwirft, méchten wir lhnen mit dieser Broschiire einen
kleinen Leitfaden an die Hand geben. Verschiedene Berechnungs- und
Fallbeispiele veranschaulichen die Thematik.

Um den konkreten Einzelfall zu klaren und lhre individuellen Fragen zu
beantworten, stehen Ihnen die qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Arbeitsbereichs ,Hilfe zur Pflege” der Sozialverwaltung beim
Bezirk Mittelfranken gerne mit Rat und Tat zur Seite.

Der Bezirk Mittelfranken ist Trager der tberortlichen Sozialhilfe, wozu
neben der Hilfe zur Pflege auch die Hilfen fiir Menschen mit Behinderung
und flir psychisch kranke Mitmenschen zdhlen. Jedes Jahr entfallen fast
90 Prozent auf den Bereich Soziales, 2022 sind dies rund 882 Millionen
Euro, der Bereich ,Hilfe zur Pflege“ umfasst davon rund 126 Millionen
Euro.

lhr

Armin Kroder
Bezirkstagspradsident



B ALLGEMEINE INFORMATIONEN UND GRUNDSATZE

Notwendigkeit und Finanzierung von Hilfen

Die meisten Menschen mochten auch im Alter in ihrer gewohnten Umge-
bung, genauer gesagt in ihrer Wohnung (Mietwohnung oder Eigenheim)
bleiben. Wenn dies jedoch nicht mehr ohne fremde Hilfe méglich ist, be-
steht zunachst eventuell die Moglichkeit, unter Zuhilfenahme von ambu-
lanter Pflege (insbesondere durch Angehdrige oder durch Pflegedienste)
oder durch die Inanspruchnahme von Tagespflege ein Verbleiben in der
Wohnung zu sichern oder zumindest das Verbleiben in der Wohnung zu
verlangern. Auch eine geriatrische Rehabilitation kann die Selbststandig-
keit der betroffenen Personen unterstiitzen und eine Heimaufnahme hin-
auszégern. Zudem gibt es bereits technische Hilfsmittel, die zum Beispiel
die Sicherheit in der eigenen Wohnung und damit auch die Selbststdandig-
keit verbessern.

» Eine Heimaufnahme sollte erst dann in Erwdgung gezogen werden,
wenn alle diese Moglichkeiten ausgeschopft sind.

Da die Leistungen der Pflegeversicherung begrenzt sind, konnen sowohl
bei ambulanten als auch bei stationdren Hilfen Finanzierungsliicken
entstehen. Beispielsweise gewahrt die Pflegeversicherung je nach
Pflegegrad nur bis 2.005 Euro monatlich bei einer Heimunterbringung,
die Heimkosten liegen aber durchaus bei weit {iber 3.000 Euro.



Der Bezirk Mittelfranken als Kostentrager

Kann diese Finanzierungsliicke nicht durch den Hilfebedirftigen selbst,
z.B. durch eigenes Einkommen gedeckt werden, ist das Sozialreferat des
Bezirks Mittelfranken unter bestimmten Voraussetzungen fiir die Auf-
bringung der Restkosten zustandig, wenn der sogenannte gewdhnliche
Aufenthalt (in der Regel ist dies der Wohnort) im Bereich des Bezirks
Mittelfranken war.

Dies gilt auch bei Kurzzeitunterbringungen bzw. voriibergehenden Unter-
bringungen (Kurzzeitpflege/Verhinderungspflege) in einem Pflegeheim.

Auch fiir die ambulante Hilfe ist der Bezirk Mittelfranken, abhdngig vom
Wohnort, zustandig.

Antragstellung

Die Sozialhilfe kann erst ab dem Zeitpunkt gewahrt werden, ab dem dem
Trager der Sozialhilfe der Hilfebedarf bekannt wird. Eine riickwirkende
Hilfegewdhrung ist nicht moglich. Es ist daher unbedingt notwendig, den
Bezirk Mittelfranken sofort tiber einen (eventuellen) Bedarf zu informieren.

Hierzu geniigt z. B. eine formlose Mitteilung per Telefax oder E-Mail. Ein
vollstéandiger Antrag muss zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorliegen. Bei
Bekanntgabe des Hilfebedarfs kann der Vordruck auch bei uns angefordert
werden.

» Antrdage konnen auBer beim Bezirk Mittelfranken direkt tiber die
jeweilige Gemeinde- bzw. Stadtverwaltung oder die Sozialverwaltung
der Landratsamter gestellt werden. Diese reichen die Antrage an
den Bezirk Mittelfranken weiter.



B ALLGEMEINE INFORMATIONEN UND GRUNDSATZE

Welche Leistungen kommen grundsatzlich infrage?

Grundsatzlich kommen {iberwiegend die nachfolgenden Leistungen
infrage, wobei eine entsprechende Bewilligung nur unter den — im An-
schluss unter ,,Aufgaben und Nachrang der Sozialhilfe“ beschriebenen —
Bedingungen (z.B. Einsatz der Pflegeversicherungsleistungen, von
Einkommen, Vermogen und sonstigen Anspriichen) erfolgen kann:

Hilfe in Alten- und Pflegeheimen (Stationére Hilfen); auch Kurzzeit-
und Verhinderungspflege

Wenn ein Verbleiben in der Wohnung aus gesundheitlichen Griinden
(alte und pflegebediirftige Menschen) nicht mehr moglich ist, konnen
die Heimkosten tibernommen werden.

Ambulante Hilfe zur Pflege

Bei der ambulanten Hilfe zur Pflege wird die pflegebediirftige Person in
der eigenen Hauslichkeit betreut und versorgt. Dies kann durch Familien-
angehorige, Nachbarn oder sonstige nahestehende Personen erfolgen
oder auch durch einen ambulanten Pflegedienst.

Ambulante Hilfe zur Pflege kann auch in betreuten Wohnformen oder
Pflegewohngemeinschaften bewilligt werden.

Sofern Leistungen der ambulanten Hilfe zur Pflege tatsdchlich gewahrt
werden, ist der Bezirk Mittelfranken gleichzeitig auch fiir die Gewdhrung
von Grundsicherungsleistungen und Hilfe zum Lebensunterhalt zustandig.
Grundsicherung und Hilfe zum Lebensunterhalt wird ansonsten vom ortli-
chen Sozialhilfetrager, also von Landkreisen oder Stadten, bewilligt.



Die haufigsten Moglichkeiten im Rahmen ambulanter Hilfe zur Pflege sind:
Pflegegeld (§ 64 a SGB XIlI)

Pflegebediirftige Personen, die nicht pflegeversichert sind, konnen bei
Vorliegen der Pflegegrade 2 bis 5 Pflegegeld erhalten.

Das Pflegegeld entspricht den Pflegegeldbetragen fiir Pflegeversicherte
(siehe Leistungen der Pflegeversicherung).

Pflegegeld kann nur bewilligt werden, wenn die erforderliche Pflege mit
diesem Pflegegeld in geeigneter Weise sichergestellt werden kann, etwa
durch die Unterstiitzung naher Angehoriger.

Entlastungsbetrag (§§ 64 i, 66 SGB XII)

Pflegebediirftige haben einen Anspruch auf einen sogenannten Entlas-
tungsbetrag in Hohe von bis zu 125 Euro monatlich. Der Entlastungsbetrag
ist allerdings zweckgebunden einzusetzen; z.B. zur Entlastung pflegender
Angehdriger oder nahestehender Pflegepersonen durch Inanspruchnahme
ambulanter Dienste oder sonstiger anerkannter Unterstiitzungsangebote.

Pflegeversicherte erhalten den Entlastungsbetrag von der Pflegekasse
(§ 45 b SGB XI). Bei Pflegegrad 1 ist iiber die Pflegekassenleistung hin-
aus keine weitere Gewahrung von ambulanter Hilfe zur Pflege durch den
Bezirk Mittelfranken moglich. Reichen die Leistungen der Pflegekasse
fiir Pflegegrad 1 nicht aus, ergibt sich fiir einen eventuellen ergdanzenden
Hilfebedarf die sachliche Zustandigkeit des ortlichen Sozialhilfetragers,
also die Sozialamter der kreisfreien Stadte oder Landkreise.

Ist eine Pflegeversicherung nicht vorhanden oder besteht kein Anspruch
auf Leistungen gegeniiber der Pflegekasse (z. B. wegen Nicht-Erfiillung
der Vorversicherungszeiten), kann der Entlastungsbetrag durch den Bezirk
Mittelfranken gewdhrt werden.
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B ALLGEMEINE INFORMATIONEN UND GRUNDSATZE

Héusliche Pflegehilfe (Pflegesachleistung § 64 b SGB XII)

Pflegebediirftige der Pflegegrade 2 bis 5 konnen kérperbezogene Pflege-
maBnahmen, pflegerische Betreuungsmafinahmen sowie Hilfen bei der
Haushaltsfiihrung als Pflegesachleistung (= hausliche Pflegehilfe) erhalten,
soweit die Pflege nicht durch nahe Angehérige oder Nachbarschaftshilfe
sichergestellt werden kann.

Pflegesachleistungen kénnen nur durch zugelassene ambulante Dienste
erbracht werden, die einen Versorgungsvertrag mit den Pflegekassen
abgeschlossen haben. Dies konnen ambulante Dienste und Sozial- und
Diakoniestationen der Trager der freien Wohlfahrtspflege sowie Pflege-
dienste privater Anbieter sein.

Héusliche Pflege durch besondere Pflegekraft (§ 64 f Abs. 3 SGB XlI)

Es besteht auch die Moglichkeit, die Pflege durch selbst beschaffte Be-
treuungskrafte sicherzustellen. Hierbei ist die Betreuungskraft bei Ihnen
selbst angestellt und Sie missen dafiir Sorge tragen, dass samtliche Vor-
schriften bzgl. Arbeitsbedingungen, Mindestlohn etc. eingehalten werden.
Kosten fiir selbst beschaffte Betreuungskrafte kénnen nur in angemesse-
ner Hohe ibernommen werden.

Pflege in ambulant betreuten Wohngemeinschaften

Besonders fiir pflegebediirftige Menschen mit Demenzerkrankungen oder
auch fiir intensiv-pflegebediirftige Menschen kann die Betreuung in einer
Wohngemeinschaft sinnvoll sein. Diese Wohnformen dienen dem Zweck,
pflegebediirftigen Menschen das Leben in einem gemeinsamen Haushalt
und die Inanspruchnahme externer Pflege- oder Betreuungsleistungen
gegen Entgelt zu ermdglichen. Dabei sind jedoch auch spezielle Vorgaben
(z.B. des Bayer. Wohn- und Pflegequalitatsgesetzes) zu beachten.



Es werden individuell verschiedene Leistungen der Kranken- und der
Pflegeversicherung erbracht, die vorrangig einzusetzen sind.

Sofern hierfiir Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch genommen werden
sollen, wird dringend geraten, vor Abschluss eines Vertrages Kontakt mit
dem Bezirk Mittelfranken aufzunehmen.

Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Ma3nahmen

Pflegebediirftige Menschen haben ab Pflegegrad 1 Anspruch auf Pflege-
hilfsmittel, die der Erleichterung der Pflege oder der Linderung der
Beschwerden dienen (z. B. Pflegebett, Inkontinenzversorgung) oder eine
selbststandigere Lebensfiihrung ermdglichen (z. B. Hausnotruf). Bei pfle-
geversicherten Personen sind vorrangig die Leistungen der Pflegeversiche-
rung auszuschopfen.

MaBnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes konnen ab Pflegegrad 1
in Anspruch genommen werden, sofern sie angemessen sind, und durch
sie die hdusliche Pflege ermdglicht oder erheblich erleichtert wird bzw.
eine selbststdndige Lebensfiihrung wiederhergestellt werden kann. Die
Leistungen der Pflegeversicherung sind auch hier vorrangig in Anspruch
zu nehmen.

Teilstationdre Pflege (§ 64 g SGB XII)

Ab Vorliegen des Pflegegrades 2 kann Pflege auch in Einrichtungen der
Tages- oder Nachtpflege (teilstationar) erfolgen, sofern dies als Ergén-
zung zur hduslichen Pflege erforderlich ist. Inbegriffen ist hierbei auch der
Anspruch auf Beforderung zwischen Wohnung und Einrichtung. Falls die
vorrangigen Leistungen der Pflegeversicherung nicht ausreichen, kommen
erganzende Leistungen der Sozialhilfe durch den Bezirk Mittelfranken in
Betracht.
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Aufgaben und Nachrang der Sozialhilfe

Die genannten, grundsatzlich méglichen Leistungen sind jedoch von ver-
schiedenen Voraussetzungen abhdngig. Die Aufgaben der Sozialhilfe sind
im Sozialgesetzbuch Zwélftes Buch — Sozialhilfe — (SGB XII) geregelt.

» Aufgabe der Sozialhilfe ist es, den Leistungsberechtigten die Fiihrung
eines Lebens zu ermdglichen, das der Wiirde des Menschen entspricht
(§ 1 Abs. 1 SGB XII).

Der Gesetzgeber hat dazu eindeutig geregelt, dass niemand Sozialhilfe
erhalten darf, wenn er sich vor allem durch Einsatz seines Einkommens
oder Vermogens selbst helfen kann oder die erforderliche Leistung von
anderen, insbesondere Angehdrigen oder von Tragern anderer Sozialleis-
tungen, erhalt. Auerdem bleiben Verpflichtungen anderer, insbesondere
Unterhaltspflichtiger oder Trager anderer Sozialleistungen, unberiihrt

(§ 2 SGB XII). Dies bedeutet, dass vor Erhalt von Sozialhilfe zunédchst
eigenes Einkommen und Vermégen und die Anspriiche aus diesen Ver-
pflichtungen ausgeschopft werden miissen.

= Dabei zdhlen zu den Trdgern anderer Sozialleistungen u.a. Renten-
versicherungstrager, Krankenkassen, Pflegekassen, landwirtschaftliche
Alterskassen.

= Zu den vorrangig Verpflichteten zahlen neben den Unterhaltspflichtigen
auch vertraglich Verpflichtete, Beschenkte usw.

Da Sozialhilfe aus ,staatlichen® Mitteln bezahlt wird, dient diese Regelung
allen Biirgerinnen und Biirgern, da ohne eine solche Regelung die (steu-
erzahlenden) Biirgerinnen und Biirger z. B. den Heimaufenthalt von auch
sehr vermdgenden Heimbewohnern indirekt bezahlen wiirden. Letztlich
erfolgt durch das Einhalten der gesetzlichen Vorgaben ein Abwdgen des
Wohls des Einzelnen mit dem Gemeinwohl.



Folglich muss der Bezirk Mittelfranken bei allen Antrdgen vor einer Hilfege-
wahrung genauestens priifen, ob die finanzielle Hilfe durch den Bezirk und
damit durch die Steuerzahler tatsachlich notwendig ist. Die am haufigsten
vorkommenden Moglichkeiten, dass sich Antragstellende ,,selbst helfen
konnen“ bzw. Anspriiche gegen andere vorrangig fiir die anfallenden
Pflegekosten heranzuziehen sind, sind:

= Leistungen der Pflege- und Krankenversicherung
= Einkommen (z.B. Renten)

= Vermdgen (z. B. Sparvermogen)

= Forderungen aus Vertrigen (z.B. Leibgeding in Ubergabevertrigen)
= Schenkungsriickforderungen

= Unterhaltsanspriiche gegen (meist) Kinder

Oft wird bei dieser Priifung den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Sozialreferats vorgeworfen, dass der ,,Staat“ (in dem Fall ist der Bezirk
Mittelfranken gemeint) immer nur etwas von den Birgern fordert. Doch
gerade das Gegenteil ist hier der Fall. Der Bezirk Mittelfranken als So-
zialhilfetrager leistet Hilfen, muss aber, wie oben beschrieben, feststellen,
ob die Leistungen auch tatsachlich zustehen. Das ist dann nicht der Fall,
wenn anderweitig Mittel zur Deckung der Pflegekosten zur Verfiigung
stehen.



B LEISTUNGEN DER PFLEGEVERSICHERUNG

Die Aufgaben der Pflegeversicherung sind im Sozialgesetzbuch Elftes Buch —
Soziale Pflegeversicherung — (SGB XI) geregelt.

Die Pflegekasse gewdhrt Leistungen, wenn Pflegebedirftigkeit auf Dauer
mit mindestens einer im Gesetz festgelegten Schwere besteht.

Entscheidend fiir die Hohe der Leistungen der stationdren Pflege ist die
Zugehorigkeit zu einem bestimmten Pflegegrad. Die Begutachtung und
Feststellung des Pflegegrades erfolgt im Auftrag der Pflegekasse durch
den Medizinischen Dienst der Krankenkassen.

Die Leistungen der Pflegeversicherung dienen der Pflege und sind selbst-
verstandlich auch vorrangig fiir die Pflegekosten einzusetzen.

Neben der folgenden beispielhaften Aufzahlung fiir vollstationdre und

ambulante Pflege sind auch weitere Leistungen der Pflegekasse mdglich,
beispielsweise Pflegehilfsmittel, ein Entlastungsbetrag usw.

Vollstationdre Pflege

Die Leistungen der Pflegekasse fiir die vollstationare Pflege betragen derzeit:

im Pflegegrad 1 monatlich 125,00 Euro
im Pflegegrad 2 monatlich 770,00 Euro
im Pflegegrad 3 monatlich 1.262,00 Euro
im Pflegegrad 4 monatlich 1.775,00 Euro
im Pflegegrad 5 monatlich 2.005,00 Euro
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Ab dem 1. Januar 2022 erhalten Pflegeversicherte noch einen Zuschuss
zu den genannten Leistungen der Pflegeversicherung. Dieser ist abhdngig
von der bisherigen Dauer der vollstationdren Pflegeleistung.

Der Zuschlag betragt

bis zu 12 Monate

mehr als 12 Monate

mehr als 24 Monate

mehr als 36 Monate

5 Prozent

25 Prozent

45 Prozent

70 Prozent

der pflegebedingten Aufwendungen einschlieBlich der Aushildungsumlagen.




Ambulante Pflege

Das Pflegegeld betragt bei Vorliegen der Pflegegrade 2 bis 5:

Pflegegrad 2 316,00 Euro
Pflegegrad 3 545,00 Euro
Pflegegrad 4 728,00 Euro
Pflegegrad 5 901,00 Euro

Werden stattdessen Pflegesachleistungen (Hausliche Pflegehilfe)
in Anspruch genommen, sind diese begrenzt auf:

Pflegegrad 2 724,00 Euro

Pflegegrad 3 1.363,00 Euro
Pflegegrad 4 1.693,00 Euro
Pflegegrad 5 2.095,00 Euro
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Kurzzeitpflege/Verhinderungspflege
Die Kurzzeitpflege/Verhinderungspflege kommt in Betracht

= fiir eine Ubergangszeit im Anschluss an eine stationire Behandlung
des Pflegebediirftigen

oder

= in sonstigen Krisensituationen, in denen voriibergehend hé&usliche
oder teilstationdre Pflege nicht moglich oder nicht ausreichend ist

oder

= bei voriibergehender Verhinderung der Pflegeperson.

» Leistungen der Verhinderungspflege werden pro Kalenderjahr fiir langs-
tens 6 Wochen, Leistungen der Kurzzeitpflege fiir langstens 8 Wochen
gewahrt. Nicht in Anspruch genommene Leistungen der Kurzzeitpflege
konnen im bestimmten Rahmen die Leistungen der Verhinderungspflege
erh6hen und umgekehrt. Insgesamt ist dadurch eine maximale Leistung
von 3.386 Euro moglich.

Ergdnzender Hinweis: Liegt keine Pflegebediirftigkeit im Sinne des SGB XI
vor, iibernimmt anstatt der Pflegekasse die Krankenkasse gemaf § 39c
SGB V unter bestimmten Voraussetzungen die erforderliche Kurzzeitpflege.

Antragstellung

Die Leistungen der Pflegeversicherung werden grundsatzlich nur
auf Antrag und erst ab Antragstellung gewabhrt, frilhestens jedoch
von dem Zeitpunkt an, zu dem die Anspruchsvoraussetzungen
vorliegen.

Der Antrag ist vom Leistungsberechtigten bzw. seinem Bevollméachtigten/
Betreuer bei der zustandigen Pflegekasse zu stellen.



B EINSATZ VON EINKOMMEN DES ANTRAGSTELLERS

Was gehort zum Einkommen im Sinne des SGB XII?

Der Begriff des Einkommens im Sinne des Sozialhilferechts
deckt sich nicht mit den steuerrechtlichen Bestimmungen.

» Zum Einkommen im Sinne dieses Gesetzes gehdren
alle Einkiinfte in Geld oder Geldeswert ohne Riicksicht
auf ihre Herkunft und Rechtsnatur mit Ausnahme
einzelner Einkiinfte.

Was gehort nicht zu den zu beriicksichtigenden Einkiinften?

= Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Teil XII
(Sozialhilfeleistungen)

= Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz

= die in § 292 Abs. 2 u. 4 des Lastenausgleichsgesetzes
bezeichneten Teile der Kriegsschadensrente

= Leistungen der Kindererziehung an Mitter der
Geburtsjahrgange vor 1921

= Leistungen nach dem Bundesentschadigungsgesetz
bis zur Hohe der vergleichbaren Grundrente nach
dem BVG

18



Was ist vom Einkommen abzusetzen?
= Auf das Einkommen entrichtete Steuern

= Pflichtbeitrdge zur Sozialversicherung einschlie3lich Arbeitslosen-
versicherung

= Beitrdge zu o6ffentlichen und privaten Versicherungen, soweit diese
Beitrdge gesetzlich vorgeschrieben oder nach den sozialhilferechtlichen
Bestimmungen anzuerkennen und angemessen sind

= Der Solidaritatszuschlag

= Die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen
Ausgaben (Werbungskosten)

» Damit wird deutlich, dass grundsatzlich nur ein bereinigtes Einkommen
(entspricht etwa dem Nettoeinkommen) heranzuziehen ist.
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Hohe des Einkommenseinsatzes bei Heimunterbringung

Fur den Bedarf der Hilfe zum Lebensunterhalt in einer Einrichtung wird
der Einsatz des eigenen Einkommens gefordert, soweit Aufwendungen fir
den hauslichen Lebensunterhalt erspart werden. Dariiber hinaus soll die
Aufbringung der Mittel in angemessenem Umfang von Personen, die auf
voraussichtlich ldngere Zeit (mindestens 6 Monate) der Betreuung in einer
Einrichtung bediirfen, verlangt werden.

Alleinstehende Leistungsberechtigte haben bei dauernder Aufnahme in
einem Alten- bzw. Pflegeheim ihr gesamtes Einkommen einzusetzen. Auch
Ehepaare, die beide in ein Alten- bzw. Pflegeheim umziehen, haben ihr
gesamtes Einkommen einzusetzen.

Der Trager der Sozialhilfe beldsst dafiir bzw. gewdhrt den Leistungsberech-
tigten einen monatlichen Barbetrag zur persénlichen Verfligung (Taschen-
geld) in Hohe von 27 v.H. des Regelbedarfs der Regelbedarfsstufe 1
(121,23 Euro). Zusatzlich werden die Kosten fiir erforderliche Bekleidung
im Rahmen einer Bekleidungspauschale iibernommen.

Sofern bei Ehepaaren nur ein Ehegatte in ein Pflegeheim aufgenommen wird,
wird dem nicht heimversorgten Ehegatten aus dem Familieneinkommen ein
ausreichender Anteil zur Bestreitung des Lebensunterhaltes belassen.

Zur Feststellung des fiir den Heimaufenthalt einzusetzenden Anteils
(Aufwendungsersatz) am Gesamteinkommen des Ehepaares ist eine
umfangreiche Berechnung notwendig. Deshalb kdnnen hier nur

Beispiele zur Veranschaulichung der Ergebnisse aufgefiihrt werden.



Beispiele:

1. Altersrente Ehemann 1.900,00 Euro, Ehefrau 800,00 Euro,
Miete mtl. 500,00 Euro

Aufwendungsersatz 1.240,42 Euro

Ehegatten verbleibt 1.459,58 Euro

2. Altersrente Ehemann 1.100,00 Euro, Ehefrau 800,00 Euro,
Miete mtl. 5oo,00 Euro

Aufwendungsersatz 737,29 Euro

Ehegatten verbleibt 1.162,71 Euro

3. Altersrente Ehemann 1.000,00 Euro, Ehefrau 450,00 Euro,
Miete mtl. 500,00 Euro

Aufwendungsersatz 450,63 Euro

Ehegatten verbleibt 999,37 Euro

Hohe des Einkommenseinsatzes bei ambulanter Pflege

Aus dem Einkommen ist nur ein Kostenbeitrag zu leisten, sofern die im
Gesetz festgelegte Einkommensgrenze (§ 87 SGB XII) {iberschritten wird.
Diese Einkommensgrenze errechnet sich grundsatzlich aus dem doppelten
Regelsatz gem. Regelbedarfsstufe 1 (Regelbedarfsstufe 1 derzeit 449,00 Euro)
zuziiglich Miete und Nebenkosten. Ubersteigt das Einkommen die errechne-
te Einkommensgrenze, ist vom {ibersteigenden Betrag ein Anteil zwischen
40 % und 100 % vorrangig zur Begleichung der Pflegekosten einzusetzen.
Der Prozentsatz hdngt von verschiedenen individuellen Faktoren ab.



B EINSATZ DES VERMOGENS DES ANTRAGSTELLERS

Einzusetzen ist das gesamte verwertbare Vermogen des Antragstellers
bzw. bei Ehepaaren deren gesamtes verwertbares Vermégen wie z. B.

= Guthaben aus Spar- und Bausparvertragen
= Riickkaufswerte aus Versicherungen

= Aktien, Immobilien, Sachwerte
(Schmuck, Kunstwerke, Sammlungen usw.)

» In § 90 Abs. 2 SGB XlI sind die Vermégensarten aufgezahlt, die bei der

Gewdhrung von Sozialhilfe unberiicksichtigt bleiben (das sogenannte
Schonvermdgen).

Vermdgensfreibetrag:

bei Alleinstehenden 5.000,00 Euro

bei Ehepaaren 10.000,00 Euro

zuzuglich fur jede weitere

Uberwiegend unterhaltene Person Bt

» Neben diesem Schonvermogen kann unter bestimmten Voraus-
setzungen auch noch ein Betrag von 3.500,00 Euro fiir eine
bereits getroffene Bestattungsvorsorge belassen werden.
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Zum Schonvermdgen zahlt auch:

Das angemessene Hausgrundstiick, das vom Antragsteller oder dessen
nicht getrennt lebendem Ehegatten ganz oder teilweise bewohnt wird.
Die Angemessenheit bestimmt sich nach der Zahl der Bewohner, dem
Wohnbedarf (z. B. blinder oder pflegebedurftiger Menschen), der Grund-
stlicksgrofle, der Hausgrofie usw.

Wichtig:

Der Schutz des angemessenen Hausgrundstiicks entfallt mit dem Tod
des Leistungsberechtigten. Von den Erben wird hier aus dem Nachlass
des Leistungsberechtigten Kostenersatz fiir aufgebrachte Sozialhilfeleis-
tungen gefordert, sofern der Nachlass die Freigrenze von 2.676,00 Euro
tibersteigt (§ 102 SGB XIl).

» Vermdgen iiber dem zuvor genannten Vermodgensfreibetrag ist zundchst
komplett einzusetzen, bevor Sozialhilfe gewdhrt werden kann.

Darlehensweise Hilfegewdhrung (§ 91 SGB XII)

Ist Vermogen vorhanden und grundsatzlich einzusetzen, jedoch die
sofortige Verwertung nicht moglich, so kann die Hilfe auch in Form
eines riickzahlbaren Darlehens erbracht werden.

Voraussetzung ist jedoch, dass das Darlehen nicht auf dem freien
Kapitalmarkt beschafft werden kann.

Das Darlehen ist immer abzusichern, z.B. durch Eintragung einer
Grundschuld zugunsten des Sozialhilfetragers, Abtretung von
Versicherungen, Verpfindungserkldrungen u. A.
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B REALISIERUNG SONSTIGER ANSPRUCHE

Hat ein Leistungsberechtigter einen Anspruch gegen einen anderen, der
kein Sozialleistungstrager ist, so kann der Trager der Sozialhilfe diesen
Anspruch gem. § 93 SGB Xl maximal bis zur Hohe seiner Aufwendungen
(einmalige oder laufende Nettoaufwendungen) auf sich tberleiten und
Zahlungen direkt an sich verlangen.

Diese Vorschrift dient der Durchsetzung des Nachrangs der Sozialhilfe und
bietet dem Trager der Sozialhilfe ein rechtliches Instrumentarium, um durch
Eintritt in die Glaubigerposition den vom Gesetz gewollten Vorrang der
Verpflichtungen anderer, die dem Leistungsherechtigten die erforderliche
Hilfe hatten gewdhren konnen, nachtraglich wiederherzustellen.

Am hdufigsten findet diese Vorschrift Anwendung in folgenden Fallen:
Leibgedingsanspriiche aus Ubergabevertrigen

Mit Ubergabevertragen steht hadufig ein sogenannter Leibgedingsvertrag
(Altenteils- oder Auszugsvertrag) in Verbindung, wonach der Ubergeber
Anspruch auf Versorgungsleistungen (z. B. Wohnungsrecht, Wart und
Pflege, Verkdstigung, Leibrente) gegeniiber dem Ubernehmer hat.

Muss der Leibgedingsberechtigte aus besonderen Griinden (z. B. Heimpfle-
gebediirftigkeit) das Grundstiick auf Dauer verlassen, so hat ihm der Ver-
pflichtete fiir die Befreiung von der Pflicht zur Gewdhrung der vereinbarten
Leistungen eine Geldrente (Abgeltungsbetrag) zu zahlen, die dem Wert der
Befreiung nach billigem Ermessen entspricht (Art. 18 AGBGB).

Diesen Anspruch leitet der Sozialhilfetrager regelmaBig gem. § 93 SGB Xl
auf sich {ber.



Bei der Ermittlung des Abgeltungsbetrages spielen mehrere Faktoren
eine Rolle, deshalb wird im Regelfall erst nach eingehender Anh6rung
des Verpflichteten ein Abgeltungsbetrag festgesetzt.

In der Regel sind dies beim Bezirk Mittelfranken:

= fiir die Befreiung von der Pflicht zur Gewdhrung von ,,Wart und
Pflege“ die Halfte des hduslichen Pflegegeldes des Pflegegrades 2,
also 158,00 Euro monatlich,

= fiir die Freistellung von der Gewdhrung des Wohnungsrechtes der
ortsiibliche Mietwert und

= fiir die Freistellung von der Verkdstigung der Anteil fiir Nahrung
und alkoholfreie Getranke (ca. 34,86 %) aus dem Regelbedarf der
Regelbedarfsstufe 1 (449,00 Euro), also 157,00 Euro monatlich

Hatte der Leistungsberechtigte bereits vor der Gewahrung von Sozialhilfe
Anspriiche gegen den Ubernehmer und wurden diese Leistungen nicht
erbracht, so kann der Sozialhilfetrdger auch fiir diese nicht erbrachten
Leistungen in der Vergangenheit zur Herstellung des absoluten Nachrangs
der Sozialhilfe den Anspruch auf den Abgeltungsbetrag auf sich tiberleiten
und die Abgeltung fordern, soweit diese Anspriiche nicht verjahrt sind.

» Diese und sonstige vertragliche Anspriiche gehen Schenkungsriickfor-
derungsanspriichen und gesetzlichen Unterhaltsanspriichen vor.



26

Schenkungsriickforderungen

Hat der Leistungsberechtigte friiher Vermogenswerte (z. B. Haus, Spar-
vermogen) verschenkt und ist er innerhalb von 10 Jahren ab Schenkung
bediirftig geworden (z. B. durch Aufnahme in ein Pflegeheim), hat er
gem. § 528 Abs. 1 BGB gegen den Beschenkten einen Anspruch auf
Rickforderung in Hohe des zur Deckung seines Bedarfes (z. B. Heim-
kosten) erforderlichen Teiles der Schenkung.

Beispiel:

Finf Jahre vor der Heimaufnahme hat der Heimbewohner einem Enkel
12.000,00 Euro geschenkt. Von den Heimkosten sind monatlich 1.000,00
Euro ungedeckt; d. h. der Heimbewohner ist in dieser Hohe beduirftig. Der
Enkel muss 12 Monate lang dem Heimbewohner monatlich 1.000,00 Euro
zuriickgeben. Mdglich ist aber natirlich auch die sofortige Ruckgabe des
gesamten Geschenkes, sodass der Heimbewohner die Heimkosten dann
selbst noch 12 Monate lang bezahlen kann.

Sofern der Schenker nicht in der Lage ist, den Anspruch rechtzeitig gel-
tend zu machen bzw. die Anspriiche durchzusetzen, kann der Trager der
Sozialhilfe diesen Anspruch auf sich {iberleiten und zur Durchsetzung

des absoluten Nachrangs der Sozialhilfe vom Beschenkten die Herausgabe
der entsprechenden Betrdage fordern.

» Schenkungsriickforderungsanspriiche gehen gesetzlichen
Unterhaltsanspriichen vor!
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INANSPRUCHNAHME UNTERHALTSPFLICHTIGER

Allgemeine Informationen zur Unterhaltspflicht von Kindern

im Rahmen der Sozialhilfe

Ab welchem Einkommen gibt es eine grundsatzliche
Unterhaltspflicht bei Sozialhilfegewdhrung?

= Eine Unterhaltsverpflichtung aus Einkommen und/oder
Vermoégen ergibt sich nur bei einem Gesamteinkommen von
iber 100.000 Euro jahrlich.

Welche Kinder sind unterhaltspflichtig im Rahmen der
Sozialhilfegewdhrung?

= Leibliche oder adoptierte Kinder, aber keine Stief- und Enkelkinder

Wie hoch sind die Freigrenzen, wenn das Jahreseinkommen iiber
100.000 Euro liegt?

a) aus Einkommen:

Beim Einkommen betrdgt der Selbstbehalt fiir den Unterhaltspflich-
tigen monatlich 2.000,00 Euro, fiir den Ehegatten kommen weitere
1.580,00 Euro dazu, sodass der pauschale Familienselbstbehalt fiir
ein Ehepaar 3.580,00 Euro betragt.

Sind durch den Unterhaltspflichtigen noch Kinder zu unterhalten,
erhoht sich der Selbstbehalt gemaf} Diisseldorfer Tabelle.

Die o.g. Selbstbehalte/Freibetrdage sind jedoch nicht fest, sondern
in jedem Einzelfall festzustellen.

b) aus Vermdgen:

Feste Freibetrdge bei der Unterhaltsberechnung aus Vermoégen gibt
es nicht. Der unterhaltspflichtigen Person ist jedoch ein bestimm-
tes, vom Einzelfall abhangiges, Vermogen zu belassen:




= Grundsatzlich ist eine angemessene selbstbewohnte Wohn-
immobilie geschiitzt und wird bei der Vermdgensberechnung
nicht miteinbezogen.

= Ein vom Bruttoeinkommen abhdngiger sogenannter ,,Notgro-
schen® sowie nachgewiesene, notwendige Riickstellungen
werden ebenfalls freigelassen.

= Geschiitzt ist auch ein aus dem Bruttoeinkommen errechnetes,
ggf. um einen Wohnvorteil gemindertes, Altersvorsorgevermdgen.

Vermogen Uber diesen genannten geschiitzten Vermogensteilen ist
in voller Hohe einzusetzen.

Wird das Einkommen des Ehegatten mit angerechnet?

= Der Ehegatte eines Unterhaltspflichtigen ist selbst nicht zum Unter-
halt verpflichtet, muss aber auch sein Einkommen gem. § 117 SGB XII
offenlegen, wenn dieses fiir die Unterhaltsberechnung bendétigt wird.
So werden z. B. gemeinsame Belastungen der Eheleute aufgeteilt.

Was kann vom Einkommen alles abgesetzt werden?

= Z.B. berufsbedingte Belastungen, bereits laufende Kredite,
Kosten der Unterkunft, soweit diese die im Selbstbehalt ent-
haltenen Mietanteile von 700,00 Euro bei Alleinstehenden bzw.
1.130,00 Euro bei Ehepaaren Ubersteigen.

Wird das gesamte Einkommen (iber dem Familienselbstbehalt
herangezogen?

= Nein; sofern das Nettoeinkommen den Familienselbstbehalt tiber-
steigt, erfolgt eine weitergehende Berechnung, die insbesondere
davon abhangt, mit welchem Anteil seines Einkommens der
Unterhaltspflichtige am gesamten Familienbedarf beteiligt ist.
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Die Hohe des Unterhaltsbeitrages ist daher individuell verschie-
den. Sollte der Bedarf (z. B. bei den nicht gedeckten Heimkosten)
niedriger sein als der errechnete Betrag, wird maximal der
ungedeckte Bedarf gefordert.

Was kann nicht vom Einkommen abgesetzt werden?

= 7.B. bestimmte Versicherungen wie z.B. Hausrat- und Haftpflicht-
versicherung, Telefonkosten, Kosten fiir Zeitungsabonnements,
flir Hobbys, Heizkosten, Unterkunftskosten. All diese Positionen
sind bereits mit dem Selbstbehalt abgegolten. Die Unterkunfts-
kosten sind z.B. mit 700,00 Euro bzw. 1.130,00 Euro im Selbst-
behalt enthalten.

Ist ein Eigenheim geschiitztes Vermogen?

= Ja, soweit es sich um eine selbstbewohnte und angemessene
Wohnimmobilie handelt.

= Weiteres Immobilieneigentum stellt jedoch kein geschiitztes Ver-
mogen mehr dar. Bei diesem Eigentum wird der Verkehrswert der
Immobilie ermittelt. Hiervon werden noch bestehende Belastungen
abgezogen. Der Uberschuss wird in die Unterhaltsberechnung ein-
bezogen.

Muss eine nicht geschiitzte Immobilie verkauft werden?

= Das wird in der Regel nicht verlangt werden. Der geforderte
Unterhalt muss dann allerdings anderweitig aufgebracht werden,
z.B. durch die Aufnahme einer Hypothek oder die Abgabe eines
Schuldanerkenntnisses, verbunden mit Eintragung einer (zins-
freien) Sicherungshypothek im Grundbuch.




= In diesen Fallen empfiehlt sich ein persénliches Gesprach mit
dem Bezirk Mittelfranken.

Kann auch ein nach der Heimaufnahme aufgenommener Kredit
beriicksichtigt werden?

= Nur dann, wenn dieser aus wirtschaftlich nachvollziehbaren
Griinden notwendig war, z. B. wenn wegen eines nicht mehr zu
reparierenden Alt-PKW’s ein neuer Wagen, der fiir die Fahrt zum
Arbeitsplatz unabweisbar erforderlich ist, angeschafft werden
muss und kein Sparguthaben vorhanden ist.

Wie wird der Unterhalt berechnet, wenn mehrere Unterhaltspflichtige
vorhanden sind?

= Mehrere gleich nahe Unterhaltspflichtige haften anteilig nach
ihren Einkommens- und Vermdgensverhéltnissen. Es ist denk-
bar, dass ein Unterhaltsverpflichteter zu den Gesamtkosten der
Sozialhilfe herangezogen wird, wenn die ibrigen Verpflichteten
nicht leistungsfahig sind.

Was passiert, wenn ich mich weigere, Unterhalt zu zahlen, obwohl
ich hierzu in der Lage bin?

= In einem solchen Fall wird der Unterhalt iber das zustdndige
Familiengericht eingeklagt. Fiir den Fall, dass der Klage stattge-
geben wird, sind dann auch noch die Gerichtskosten sowie die
Kosten unseres Anwaltes von dem Unterhaltsschuldner zu tragen.




32

Unterhalt aus Einkommen

Hat der Leistungsberechtigte fiir die Zeit, fiir die Hilfe gewahrt wird, nach
biirgerlichem Recht einen Unterhaltsanspruch, so geht dieser bis zur Hohe
der geleisteten Aufwendungen zusammen mit dem unterhaltsrechtlichen
Auskunftsanspruch auf den Trager der Sozialhilfe (§ 94 Abs. 1 SGB XII)
tuber.

Dies gilt jedoch nur, wenn das jahrliche Gesamteinkommen des nach Biir-
gerlichem Recht Unterhaltspflichtigen 100.000 Euro {iberschreitet.

Die Unterhaltspflichtigen und deren nicht getrennt lebende Ehegatten oder
Lebenspartner sind dann gem. § 117 Abs. 1 SGB XII zur Auskunft {iber ihre
Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse verpflichtet.

Auch Dritte wie z.B. der Arbeitgeber (§ 117 Abs. 4 SGB XII) und die Finanz-
behorden (§ 21 Abs. 4 SGB X) sind auskunftspflichtig.

Neben den Ehegatten (auch geschiedene oder getrennt lebende) werden
nur Verwandte 1. Grades (Eltern bzw. Kinder) fiir Unterhaltszahlungen in
Anspruch genommen.

Dem Unterhaltspflichtigen und seiner Familie wird ein zu einer angemes-
senen Lebensfithrung ausreichender Eigenbedarf zugestanden. Anspruchs-
grundlage stellt das Familienrecht des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB)
dar. Als Berechnungsgrundlage dienen die unterhaltsrechtlichen Leitlinien
der Familiensenate in Stiddeutschland (SudL).

Bei mehreren unterhaltspflichtigen Kindern sind diese anteilig entspre-
chend ihrer jeweiligen Leistungsfahigkeit heranzuziehen (§ 1606 Abs. 3
S. 1 BGB).



Beispiel:

Ein Alleinstehender wird in einem Heim aufgenommen. Die Heimkosten
betragen monatlich 3.500,00 Euro, der Leistungsberechtigte verfiigt
Uber eine monatliche Rente von 1.100,00 Euro, er ist pflegebedurftig mit
Pflegegrad 3 und erhélt deshalb Leistungen aus der Pflegeversicherung
von monatlich 1.262,00 Euro.

Da die Rente hoher ist als der Anspruch auf Grundsicherung, wird keine
Grundsicherung gewahrt.

Die unterhaltspflichtige Tochter hat ein Gesamteinkommen von lber
100.000 Euro.

Zuerst prift der Sozialhilfetrager, in welchem Umfang der Leistungsbe-
rechtigte selbst zur Deckung der Heimkosten beitragen kann.

Hier ist die gesamte Rente zur Bedarfsdeckung einzusetzen. Der Trager
der Sozialhilfe Gibernimmt die nicht gedeckten Heimkosten und gewahrt
gleichzeitig einen monatlichen Barbetrag in Héhe von 121,23 Euro (§ 27b
Abs. 2 SGB XIl). Damit sind im Beispiel etwa 1.260,00 Euro monatlich
ungedeckt.

Der Sozialhilfetrager muss daher feststellen, ob und ggf. in welcher Hohe
die Tochter aus dem Gesamteinkommen von Gber 100.000 Euro die
monatlichen Heimkosten Gbernehmen kann.




Unterhalt aus Vermogen

Unterhaltspflichtige sind grundsatzlich auch verpflichtet, ihr Vermogen
zum Unterhalt einzusetzen. Dies gilt jedoch nur, wenn das jahrliche
Gesamteinkommen des nach Biirgerlichen Rechts Unterhaltspflichtigen
100.000 Euro iiberschreitet.

Bei der Beurteilung, welcher Unterhaltsbeitrag aus Vermégen zu fordern ist,
wird die neueste Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) bertick-
sichtigt.

Bei der Berechnung der Hohe des Vermogens wird auf die Einbeziehung
des Verkehrswertes einer angemessenen selbstbewohnten Wohnimmobilie
verzichtet. Jede weitere Immobilie stellt aber verwertbares Vermégen dar.
Dies gilt auch bei Miteigentum des Unterhaltspflichtigen an einer oder
mehreren Immobilien.

Beispiel:

Der Unterhaltspflichtige ist je zur Halfte Miteigentimer an
zwei Eigentumswohnungen. Eine der beiden Wohnungen
bewohnt der Unterhaltspflichtige.

Geschiitzt ist nur eine selbstbewohnte Immobilie. Die wei-
tere Immobilie stellt in HOhe des halben Eigentumsanteils
des Pflichtigen verwertbares Vermdgen dar.
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Berechnung des Unterhalts aus Vermégen

Beispiel 1:

Alleinstehender Unterhaltspflichtiger mit selbstbewohnter
ETW (Verkehrswert 70.000,00 Euro geschiitzt)

zuziiglich Wertpapiere, Sparbrief insgesamt

abzuglich zustehendes Altersvorsorgevermégen
nach Abzug Wohnvorteil

abziglich Notgroschen, Riickstellungen
und Erhaltungsaufwand

ergibt einzusetzendes Vermdgen

60.000,00 Euro

32.500,00 Euro

22.500,00 Euro

5.000,00 Euro

Beispiel 2:

Unterhaltspflichtiger, verheiratet, Ehepaar lebt in
Mietwohnung

gemeinsames Vermdgen, Aktien, Wertpapiere,
Sparguthaben, Riickkaufswerte aus
Lebensversicherungen insgesamt

2 Anteil des Unterhaltspflichtigen

abzuglich zustehendes Altersvorsorgevermdgen
zzgl. Notgroschen

Einzusetzendes Vermdgen

180.000,00
Euro

90.000,00 Euro
93.000,00 Euro

0,00 Euro
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Beispiel 3:

Verheirateter Unterhaltspflichtiger, Ehepaar
bewohnt Einfamilienhaus des Unterhaltspflichtigen
(Verkehrswert 150.000,00 Euro geschiitzt)

Daneben ist eine vermietete Eigentumswohnung vor-
handen, die dem Ehepaar gemeinsam gehért. Diese
ETW ist noch nicht vollstdndig abbezahlt, Verkehrswert
120.000,00 Euro abzuglich Schulden 20.000,00 Euro

100.000,00 Euro

zuziglich Sparguthaben gemeinsam 50.000,00 Euro
= zu berlcksichtigendes Vermoégen 150.000,00 Euro
2 Anteil des Unterhaltspflichtigen 75.000,00 Euro

abziglich zustehendes Altersvorsorgevermaogen

nach Abzug Wohnvorteil COUID BT

abziglich Notgroschen, Rickstellungen

und Erhaltungssaufwand R =

ergibt einzusetzendes Vermogen 10.000,00 Euro

Ist z. B. bei den Heimkosten nach Abzug der Leistungen aus der Pflege-
versicherung und den Renten des Heimbewohners noch ein Betrag von
monatlich 300,00 Euro ungedeckt, wdre vom Unterhaltspflichtigen monat-
lich aus seinem einzusetzenden Vermdgen ein Unterhaltsbeitrag in Hohe
von 300,00 Euro so lange zu fordern, bis der errechnete Vermoégenseinsatz
erreicht ist.

= Zusatzliches Altersvorsorgevermogen, Notgroschen, Riickstellungen und
Erhaltungsaufwand sind keine festen Freibetrdge, sondern richten sich
immer nach den Umstdnden des Einzelfalls.

= Das die freizulassenden Betrdge iibersteigende Vermdégen ist in voller
Héhe fiir den Unterhalt einzusetzen.
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B ERGANZENDE HINWEISE

Kurzzeitunterbringung bzw. voriibergehende Unterbringung
in einem Pflegeheim

Unter bestimmten Voraussetzungen besteht fiir anspruchsberechtigte
Personen die Moglichkeit, bei voriibergehender Unterbringung in
einem Pflegeheim, Leistungen der Pflegeversicherung oder der
Krankenversicherung in Anspruch zu nehmen.

Leistungen der Pflegeversicherung fiir pflegebediirftige
Personen im Sinne des SGB XI:

Bei voriibergehender Unterbringung kann fiir l[dngstens 6 Wochen pro
Kalenderjahr oder maximal 1.612,00 Euro Verhinderungspflege gewahrt
werden (§ 39 SGB XI). Voraussetzung ist hier jedoch, dass die verhinderte
Pflegeperson den Pflegebediirftigen vor der erstmaligen Unterbringung
mindestens 6 Monate in seiner hduslichen Umgebung gepflegt hat und
mindestens in Pflegegrad 2 eingestuft ist.

Zudem kann fiir [dngstens 8 Wochen pro Kalenderjahr oder maximal
1.774,00 Euro Kurzzeitpflege gewahrt werden (§ 42 SGB XI). Hier entfallt
die Voraussetzung der vorherigen Pflege in der hduslichen Umgebung.

Die Leistungen nach § 39 SGB XI und § 42 SGB XI kdnnen — sofern die
Voraussetzungen erfiillt sind — nacheinander erbracht werden. Das bedeu-
tet, dass pro Kalenderjahr die Leistungen nach §§ 39 u. 42 SGB Xl auch
fir einen Aufenthalt in Anspruch genommen werden kdnnen.

Bei nicht in Anspruch genommenen Leistungen der Kurzzeitpflege kénnen im
bestimmten Rahmen die Leistungen der Verhinderungspflege erhdht werden
und umgekehrt.

Zu beachten ist, dass von der Pflegeversicherung aus dem Pflegesatz der Ein-
richtung grundsatzlich nur die pflegebedingten Aufwendungen, die Aufwen-
dungen der sozialen Betreuung sowie die Aufwendungen fiir Leistungen der



medizinischen Behandlungspflege libernommen werden, nicht die sogenann-
ten ,,Hotelkosten“. Diese sind immer von dem Versicherten zu tragen, ebenso
die zusatzlichen Kosten fiir Korperpflegemittel, FuSpflege usw. Unter ,,Hotel-
kosten* ist der Anteil des Pflegesatzes zu verstehen, mit dem Unterkunft und
Verpflegung sowie Investitionskosten abgerechnet werden.

Besteht gegeniiber der Pflegekasse Anspruch auf einen Entlastungsbetrag
gemdB § 45 b SGB XI, erstattet die Pflegekasse bei Kurzzeitpflege auf
Antrag auch die sogenannten ,Hotelkosten®, soweit der Entlastungsbeitrag
nicht vollstandig ,,verbraucht® ist.

Ist dies nicht der Fall, bedeutet das, dass neben den laufenden Kosten fiir
den eigenen Haushalt (Miete, Strom, Heizung u.a.) auch diese sogenann-
ten ,Hotelkosten“ bestritten werden miissen. Deshalb sollte man bereits
vor Aufnahme ausrechnen, ob das Einkommen und das vorhandene Spar-
vermdgen hierfiir ausreichen.

Bei fehlender Pflegebediirftigkeit im Sinne des SGB Xl:

In diesen Fallen kann Kurzzeitpflege im oben beschriebenen Umfang durch
die Krankenversicherung erbracht werden (siehe §39 ¢ SGB V).

Sollte das Einkommen und das vorhandene Vermdégen nicht ausreichen
oder lassen sich die finanziellen Verhdltnisse vor der Aufnahme nicht
vollstdndig kldren, ist es ratsam, vorsorglich Sozialhilfe zu beantragen.

» Die Kenntnis der Pflegekasse bzw. der Krankenkasse iiber den
Aufenthalt reicht fiir den Sozialhilfetrdger nicht aus. Der Sozialhilfe-
trager muss zumindest formlos tiber den beabsichtigten Aufenthalt
unterrichtet sein und zwar bevor die Manahme beginnt.
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Antrage konnen bei der Sozialverwaltung des Bezirks, bei den Gemeinden
oder den Sozialverwaltungen der Landkreise und Stadte vor Antritt des
Aufenthaltes (formlos) gestellt werden. Sollte sich herausstellen, dass die
Kosten aus eigenem Einkommen und Vermdgen getragen werden kénnen,
kann der Antrag auf Sozialhilfe problemlos zuriickgenommen werden. Er
kann aber keinesfalls nachtréaglich gestellt werden, sofern sich heraus-
stellt, dass das eigene Einkommen und Vermdgen nicht ausreicht.

Uber Antrége auf Kurzzeitunterbringung bzw. voriibergehende Unterbrin-
gung wird vom Sozialhilfetrager nach den Bestimmungen des SGB Xl|
unter Beachtung der Bestimmungen iiber den Einsatz von Einkommen
und Vermdgen entschieden.

MaBnahmen der Kurzzeitunterbringung bzw. voriibergehende Heimunter-
bringung sind denkbar,

1. fir Personen, die gesundheitlich bedingte Beeintrdachtigungen der
Selbststdandigkeit oder der Fahigkeiten aufweisen, deshalb der Hilfe
durch andere bediirfen und die Schwere der Beeintrachtigungen mit
mindestens Pflegegrad 2 festgestellt wurde,

1.1. wenn diese nicht pflegeversichert sind oder

1.2. wenn Leistungen der Pflegeversicherung fiir ,,Kurzzeitpflege“ nach
8§ 42 und 45 b SGB XI im Hinblick auf die zeitliche und betragliche
Deckelung zur Bestreitung der Heimkosten nicht ausreichen.

2. unter bestimmten Voraussetzungen bei Kranken und behinderten
Menschen, die einen geringeren Bedarf als nach Nummer 1 haben
(der Hilfebedarf reicht nicht fiir den Pflegegrad 2).

Fiir diesen Personenkreis besteht oft kein oder nur ein geringer An-
spruch auf Leistungen aus der Pflegeversicherung und die Leistungen
der Krankenversicherung nach § 39 ¢ SGB V reichen nicht aus (siehe
auch Nr. 1.2.). In diesen Féllen kann ebenfalls eine voriibergehende
Unterbringung erforderlich sein.



Soweit die Unterbringung in einem speziellen Kurzzeitpflegeheim erfolgt,
wird die Pflegekasse tiber die Leistungen nach §§ 39, 42 und 45 b SGB Xl
hinaus keine Zahlungen erbringen. Sofern nach Ablauf der Leistungspflicht
der Pflegekasse weiterhin die Unterbringung in dieser Einrichtung erfor-
derlich und ein Sozialhilfeantrag gestellt worden ist, konnen die Kosten
tibernommen werden, soweit die sozialhilferechtlichen Voraussetzungen
gegeben sind.

Erhalt der Leistungsberechtigte bereits Leistungen aus der Pflegeversiche-
rung, liegt auch eine Feststellung eines Pflegegrades vor. Wir iibernehmen
dann entsprechend dem Pflegegrad den Teil der Heimkosten, der nicht
durch die Leistungen nach §§ 39, 42 SGB Xl und eigenes Einkommen
bzw. Vermdgen gedeckt ist.
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Sofern fiir Leistungsberechtigte bisher kein Anspruch auf Leistungen aus
der Pflegeversicherung besteht, weil sie

= nicht pflegeversichert sind,
= die Vorversicherungszeit in der Pflegeversicherung nicht erfiillen oder

= wegen fehlender Voraussetzungen nicht mindestens dem Pflegegrad 2
zugeordnet sind,

konnen die Kosten der notwendigen voriibergehenden Unterbringung
im Rahmen der Sozialhilfe ebenfalls unter Beriicksichtigung des einzu-
setzenden Einkommens und Vermdgens ibernommen werden.

Hinsichtlich des Einkommens ist zu beachten, dass auch vertragliche
Leistungen zu {iberpriifen sind. Auf die Abgeltung des Wohnungsrechtes
und der ,Wart und Pflege* wird bei voriibergehender Unterbringung
verzichtet, da hier die Verpflichteten keinen geldwerten Vorteil haben.

Wird bei dem geforderten Einsatz des Riickkaufswertes aus Lebensver-
sicherungen der Einwand der ,,Harte* vorgebracht, wird darauf hinge-
wiesen, dass in der Regel auch eine Beleihung erfolgen kann und damit
eine Kiindigung nicht erforderlich ist (eine Harte i.S. von § 9o Abs. 3
SGB XII liegt dann nicht vor).

Sollte die Beleihung der Versicherung kurzfristig nicht moéglich, die
voriibergehende Heimunterbringung aber unumganglich sein, kénnte
die Hilfe nur als Darlehen gewahrt werden, allerdings ware dann eine
Abtretung in Hohe des von uns geleisteten Sozialhilfe-Nettoaufwandes
erforderlich.



Bei voriibergehender Unterbringung (bis zu 2 Monaten) pflegebediirftiger
Personen, die sonst im Haushalt von Angehorigen betreut werden, kann
von der Geltendmachung des Unterhaltsanspruches abgesehen werden.
Voraussetzung ist aber, dass der Leistungsberechtigte nach Beendigung
der MaRnahme wieder in den Haushalt zuriickkehrt.

Sollte im Anschluss an die Kurzzeitunterbringung eine Dauerunterbringung
erfolgen, ist der Aufenthalt riickblickend — bereits ab Aufnahme — als
dauernde Unterbringung zu behandeln.

Blindengeld nach dem Bayerischen Blindengeldgesetz

Blinden Mitbiirgerinnen und Mitbiirgern gewihren die Amter fiir Versorgung
und Familienforderung im Auftrag des Freistaates Bayern Blindengeld. Die-
ses Blindengeld ist niedriger als die Blindenhilfe nach dem SGB XII.

Die Blindenhilfe nach § 72 SGB XII betragt fiir Volljahrige 765,43 Euro
monatlich. Auf Antrag gewahrt der tiberortliche Trager der Sozialhilfe —
sofern die sozialhilferechtlichen Voraussetzungen gegeben sind — den
Differenzbetrag zwischen dem Blindengeld nach dem Bayerischen
Blindengeldgesetz und der Blindenhilfe nach § 72 SGB XII.

Bei Heimunterbringung, die ganz oder teilweise aus Mitteln der Sozial-
hilfe erfolgt, wird das Blindengeld in der Regel um 50 v. H. gekiirzt. Das
Blindengeld bleibt sozialhilferechtlich anrechnungsfrei, daneben wird
jedoch kein Barbetrag (Taschengeld) gewahrt (§ 72 Abs. 3 und 4 SGB XII).
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Kriegsopferfiirsorge

Kriegsbeschadigte, Wehrdienstbeschadigte, behinderte Hinterbliebene
(Witwen, Waisen, Eltern) und behinderte Familienmitglieder, die vom
Beschadigten liberwiegend unterhalten wurden bzw. werden, haben
unter bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf Kriegsopferfiirsorge.

Der Bezirk Mittelfranken ist als {iberortlicher Trager der Kriegsopfer-
fiirsorge fiir folgende Hilfen zustandig:

= Hilfe in Alten- und Pflegeheimen (einschlielich Kurzzeitpflege)

= Eingliederungshilfe fiir Menschen mit Behinderungen

= Hilfe zur Beschaffung eines KFZ, Betriebskostenpauschale

» Die vorstehenden Leistungen werden nach
dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) erbracht.

Es gelten dabei andere Einkommens- und
Vermdgensfreigrenzen.






B MERKBLATT

Auch wenn Sozialhilfe grundsatzlich nicht von einer formellen An-
tragstellung abhangig ist, kann die Sozialhilfeverwaltung nicht auf
den Sozialhilfeantrag verzichten. Das Formular enthélt alle zur Be-
wertung und ggf. auch Bewilligung notwendige Fragen, durch deren
Beantwortung die Bearbeitungszeit erheblich verkiirzt wird.

Zugleich miissen die im Antrag gemachten Angaben durch die
Unterschrift rechtsverbindlich bestatigt werden. Wer Sozialhilfe
beantragt, hat die Verpflichtung zur Angabe aller Tatsachen, die fiir
die Bearbeitung relevant sind.

Welche Unterlagen sind vorzulegen, wenn die Pflege zu Hause oder
die Kosten fiir ein Altenheim oder Pflegeheim nicht selbst bezahlt
werden kénnen?
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Vollstandig ausgefiillter Sozialhilfeantrag (Vordruck erhaltlich beim
Bezirk Mittelfranken, bei jeder Sozialhilfeverwaltung einer kreisfrei-
en Stadt oder eines Landkreises).

1. Die Kontoausziige der letzten 3 Monate (in Kopie) oder im
Original zur Einsichtnahme, Bildschirmausdrucke geniigen
nicht, da hier i.d.R. die Kontostande nicht ersichtlich sind.

2. Vollstandige Kopien aller Sparbiicher der letzten 10 Jahre vor
Antragstellung. Soweit Sparbiicher aufgeldst wurden, sind die
Nachweise bei der kontofithrenden Bank anzufordern.

3. Vollstandige Nachweise {iber sonstiges Vermégen wie z. B.
Sparbriefe, Wertpapiere etc. sowie die Riickkaufswerte inkl. Ge-
winnanteilen fiir bestehende Lebens- bzw. Sterbeversicherungen
(auch beitragsfreie).

4. Angaben {iber die Krankenversicherung mit vollstandiger
Anschrift der zustandigen Geschaftsstelle.

5. Sofern ein Beschaftigungsverhaltnis im o6ffentlichen Dienst
(fiir nachfragende Person, Ehegatten oder bei Minderjahrigen
der Eltern) besteht oder bestand, ist dies mitzuteilen.

6. Vollstandige Anschriften aller Kinder, der friiheren Ehegatten
und der Eltern.

7. Sofern eine Ehe vor dem 01.07.1977 geschieden wurde, ist
das Scheidungsurteil in Kopie sowie Unterhaltstitel in Kopie
vorzulegen.
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10.

11.

12,

13.

14.

15,

Die genauen Aufenthaltsverhdltnisse vor einer Heimaufnahme
sind mitzuteilen.

Wenn ein Bestattungsvorsorgevertrag abgeschlossen wurde,
ist eine Kopie vorzulegen.

Bei Rentenanspruch ist die letzte Rentenanpassungsmitteilung

vorzulegen. Sofern Firmenrente bezogen wird, ist die letzte Mit-
teilung lber die Hohe sowie die genaue Anschrift der Zahlstelle
vorzulegen. Dies gilt auch bei Versorgungsbeziigen o. A.

Sofern Anspriiche aus einem Vertrag (Ubergabevertrag, Uber-
lassungsvertrag, Erbauseinandersetzungsvertrag, Versorgungs-
vertrag, Kauf- oder Schenkungsvertrag) bestehen, ist der
entsprechende Vertrag vollstandig, entweder im Original zur
Einsichtnahme oder in Kopie vorzulegen.

Sofern noch Grundvermdégen vorhanden ist, ist ein Grund-
buchauszug vorzulegen.

Sofern der Antragsteller oder sein Ehegatte Leistungen von der
Arbeitsagentur, von der Grundsicherungsstelle oder der
Krankenkasse bezieht, ist die letzte Festsetzung vorzulegen.

Sofern Betreuung besteht, bendétigen wir eine Kopie des
Betreuerausweises. Sofern ein Angehoriger bevollmachtigt
wurde, ist eine Kopie der Vollmacht vorzulegen.

Ist der Leistungsberechtigte oder sein Ehegatte kriegs- oder
wehrdienstbeschadigt? In diesem Falle benotigen wir den ent-
sprechenden Bescheid des Versorgungsamtes in Kopie.




16.

17.

18.

19.

Mitzuteilen ist, wenn der Ehegatte oder ein friiherer Ehegatte
vermisst oder an Kriegsleiden verstorben ist bzw. wenn eines
der Kinder gefallen, vermisst oder an Kriegsleiden verstorben
ist.

Sofern ein Schwerbehindertenausweis vorhanden ist, ist dieser
in Kopie vorzulegen. Sollte noch kein Ausweis vorhanden sein,
ist die Ausstellung bei dem zustandigen Zentrum Bayern Familie
und Soziales zu beantragen. Falls eine Gehbehinderung vorliegt,
ist auch das Merkzeichen ,,G* zu beantragen.

Sofern bei Ehepaaren nur ein Partner im Heim versorgt wird,

ist fiir den zu Hause verbleibenden Ehepartner nachzuweisen,
welche Kosten fiir Unterkunft, Heizung, Strom und evtl. Versi-
cherungen entstehen.

Falls die Aufnahme in der Pflegeabteilung eines Heimes erfolgt,
ist der Bescheid der Pflegekasse iiber die Feststellung eines
Pflegegrades vorzulegen. Sollte eine solche noch nicht erfolgt
sein, ist diese unverziiglich bei der Pflegekasse zu beantragen.

Falls die Aufnahme im Riistigenbereich vorgesehen ist, ist an-
hand eines arztlichen Attestes nachzuweisen, dass die selbst-
standige Haushaltsfiihrung nicht mehr moglich ist und deshalb
die Aufnahme in einem Heim erforderlich wird.
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B KONTAKT

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozialreferates stehen lhnen

gerne in Ansbach sowie in Niirnberg fiir weitere Auskiinfte zur Verfligung.

» Fiir personliche Vorsprachen empfehlen wir eine vorherige
Terminvereinbarung.

Bezirk Mittelfranken Telefon: 0981 4664-25002
Sozialreferat Telefax: 0981 4664-25099
Danziger StralRe 5 E-Mail: arbeitsbereich25@bezirk-mittelfranken.de
91522 Ansbach Internet: www.bezirk-mittelfranken.de
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http://www.bezirk-mittelfranken.de

Servicezentrum Niirnberg (SZN)
WallensteinstralRe 61-63

90431 Nurnberg
Offnungszeiten:

Montag bis Mittwoch:
8.30—12.00 Uhr und 13.00-17.00 Uhr

Donnerstag:
9.30-12.00 Uhr und 13.00-18.00 Uhr

Freitag: 8.00-13.30 Uhr

Mit der U3 bzw. der Buslinie 68 jeweils bis
zur Endhaltestelle ,Gustav-Adolf-Straf3e“.

Telefon: 0911 6006698-0
Telefax: 0911 6006698-99

E-Mail:
SZN@bezirk-mittelfranken.de



mailto:SZN@bezirk-mittelfranken.de
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B WEITERE INFORMATIONEN

Die in dieser Infobroschiire verwendeten Beispiele wurden bewusst ein-
fach gehalten und sind nicht auf jede Alternative iibertragbar. Priifungen
und Berechnungen erfolgen grundsétzlich in jedem Einzelfall individuell
nach den vorliegenden Daten und Unterlagen.

Alle Betrdge und Berechnungen beziehen sich auf den Stand
vom April 2022.
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KONTAKT

Haben Sie noch Fragen?
Wir helfen Ihnen gerne weiter.

Bezirk Mittelfranken

Sozialreferat

Danziger Strafie 5, 91522 Ansbach
Telefon 0981 4664-25002

Telefax 0981 4664-25099

arbeitsbereich25@bezirk-mittelfranken.de
www.bezirk-mittelfranken.de

Stand April 2022


mailto:arbeitsbereich25@bezirk-mittelfranken.de
http://www.bezirk-mittelfranken.de

	Ambulante Hilfe bei Pflegebedürftigkeit und Hilfe in Alten- und Pflegeheimen
	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort des Bezirkstagspräsidenten
	Allgemeine Informationen und Grundsätze
	Notwendigkeit und Finanzierung von Hilfen
	Der Bezirk Mittelfranken als Kostenträger
	Antragstellung
	Welche Leistungen kommen grundsätzlich infrage?
	Hilfe in Alten- und Pflegeheimen (Stationäre Hilfen); auch Kurzzeit-  und Verhinderungspflege
	Ambulante Hilfe zur Pflege
	Pflegegeld (§ 64 a SGB XII)
	Entlastungsbetrag (§§ 64 i, 66 SGB XII)
	Häusliche Pflegehilfe (Pflegesachleistung § 64 b SGB XII)
	Häusliche Pflege durch besondere Pflegekraft (§ 64 f Abs. 3 SGB XII)
	Pflege in ambulant betreuten Wohngemeinschaften
	Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maßnahmen
	Teilstationäre Pflege (§ 64 g SGB XII)
	Aufgaben und Nachrang der Sozialhilfe

	Leistungen der Pflegeversicherung
	Vollstationäre Pflege
	Ambulante Pflege
	Kurzzeitpflege/Verhinderungspflege
	Antragstellung

	Einsatz von Einkommen des Antragstellers
	Was gehört zum Einkommen im Sinne des SGB XII?
	Was gehört nicht zu den zu berücksichtigenden Einkünften?
	Was ist vom Einkommen abzusetzen?
	Höhe des Einkommenseinsatzes bei Heimunterbringung
	Höhe des Einkommenseinsatzes bei ambulanter Pflege

	Einsatz des Vermögens des Antragstellers
	Vermögensfreibetrag
	Darlehensweise Hilfegewährung (§ 91 SGB XII)

	Realisierung sonstiger Ansprüche
	Leibgedingsansprüche aus Übergabeverträgen
	Schenkungsrückforderungen

	Inanspruchnahme Unterhaltspflichtiger
	Allgemeine Informationen zur Unterhaltspflicht von Kindern  im Rahmen der Sozialhilfe
	Unterhalt aus Einkommen
	Unterhalt aus Vermögen
	Berechnung des Unterhalts aus Vermögen

	Ergänzende Hinweise
	Kurzzeitunterbringung bzw. vorübergehende Unterbringung  in einem Pflegeheim
	Blindengeld nach dem Bayerischen Blindengeldgesetz
	Kriegsopferfürsorge

	Merkblatt
	Kontakt
	Weitere Informationen
	Impressum




